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Sozialkontrolle

Linke und Grüne p� egen ihre Kli-

entel. Preisgünstiger Wohnraum 

soll den guten Menschen vorbe-

halten bleiben, die ihr Leben nach 

den ideologischen Vorgaben ge-

stalten. Dazu wurde das Konzept 

der autoarmen und autofreien 

Siedlungen erfunden. Wer in ei-

ner solchen Siedlung wohnen 

möchte, hat als Bestandteil des 

Mietvertrags die «Vereinbarung 

Parkplatzverzicht» zu unterzeich-

nen. Mit dieser Vereinbarung 

muss der Mieter schriftlich erklä-

ren, auf ein Auto zu verzichten.

Als Rechtfertigung für autoarmes 

und autofreies Wohnen wird die 

2000-Watt-Gesellschaft vorge-

schoben. Natürlich im Wissen, 

dass die Mobilität nur einen un-

tergeordneten Faktor in Bezug 

auf den Energiebedarf darstellt. 

Die wirklich grossen Hebel zur Be-

ein� ussung des Energiebedarfs 

liegen beim Wohnen und Arbei-

ten, bei der Produktion von Nah-

rungsmitteln und Gütern, der Inf-

rastruktur und beim Stromver-

brauch. Aber was kümmern die 

Fakten. Schliesslich dient der 

2000-Watt-Artikel in der Gemein-

deordnung der Durchsetzung rot-

grüner Programmatik. Das Auto 

soll aus der Stadt verbannt wer-

den und die Wohnsiedlungen – 

auch wenn durch die Allgemein-

heit subventioniert – sollen den 

eigenen Wählern vorbehalten 

bleiben.

Nun ist aber ein Fall publik gewor-

den, der die links-grüne Eintracht 

stört. In der Siedlung Sihlbogen in 

Zürich-Leimbach ist offenbar ein 

Mieter aufge� ogen, der trotz den 

Mietbedingungen ein Auto be-

sitzt. Ein Abweichler! Das geht na-

türlich gar nicht und so hat die 

Verwaltung dem Autofahrer un-

verzüglich mit der Kündigung ge-

droht. Um zu kündigen, muss ein 

Fehlverhalten nachgewiesen wer-

den. Was zum Schluss führt, dass 

entweder die Verwaltung oder 

die Nachbarn den Mietern nach-

spionieren und Beweise doku-

mentieren.

Als Helfershelfer und an vorders-

ter Front zur Aufspürung von Au-

tosündern operiert die rot-grüne 

Stadt Zürich höchstselbst. Die 

Stadtpolizei gibt den Wohnsied-

lungen bereitwillig Auskunft dar-

über, auf welche Adressen An-

wohnerparkkarten für die Blaue 

Zone ausgestellt sind. Aber auch 

die Wohnsiedlungen unter sich 

haben einen Meldedienst etab-

liert, welcher es erlaubt, Autofah-

rern auf die Schliche zu kommen. 

Versucht jemand, einen Parkplatz 

in einer benachbarten Wohnsied-

lung zu mieten, wird dieser an die 

eigene Verwaltung verraten. Als 

effektivstes Instrument zur De-

kuvrierung von Autofahrern set-

zen die Wohnsiedlungen aber auf 

die sogenannte «Sozialkontrolle». 

Die Verwaltung erwartet von den 

Mietern, autofahrende Nachbarn 

zu melden.

Irgendwie beängstigend. Und üb-

rigens, das hier Beschriebene ist 

keine Orwellsche Vision, ge-

schätzte Leserinnen und Leser, 

sondern bereits Realität. Eine Rea-

lität, die entsteht, wenn SP, AL, 

Grüne und Grünliberale zusam-

men die absolute Mehrheit ha-

ben.

Fadegrad

PREISVERLEIHUNG FÜR WETTBEWERBSTHEORIE

Ein Nobelpreis im Sinne der SVP
Der diesjährige Nobelpreis geht an den französischen Professor Jean Tirole. Die Medien schreiben, dass der Preisträger 
ein Befürworter von Staatseingriffen sei. Sie freuen sich wohl zu früh.

Der Professor lehrt an der Universität 
Toulouse das Fach Industrieökono-
mik. Es geht um Wettbewerbstheorie 
und um die Frage, wann Wettbewerb 
funktioniert und wann nicht. Die 
Forschungsergebnisse des Professors 
mögen theoretisch aussehen. Ange-
sichts der Privatisierungen im Tele-
kommarkt oder im Elektrizitätswe-
sen sind sie brandaktuell und von 
hoher praktischer Bedeutung. In sei-
nem Lehrbuch Industrieökonomik, 
welches auch an der Universität Zü-
rich Verwendung fi ndet, beschreibt 
der Professor neue Elemente wie die 
Spieltheorie, Offenheit der Märkte 

oder Preisgestaltung unter schwieri-
gen Bedingungen. Das Buch ist aller-
dings recht mathematisch und für 
Einsteiger nicht geeignet. 

Einen perfekten Markt gibt es nur 
im Modell. In der Realität gibt es viele 
Formen von Wettbewerb, der auch in 
verschiedenen Branchen anders aus-
gestattet ist. Weiter sind Monopole 
oder Kartelle Ausdruck von Wettbe-
werbsversagen. Auch überzogene Ma-
nagerlöhne und exzessive Abgangs-
entschädigungen sind Ausdruck von 
Marktversagen. Hier setzt Professor 
Tirole an: Er hat Modelle und Berech-
nungen verfasst, wie man aus dem 
Ruder gelaufene Märkte wieder ins 
Gleichgewicht bringen kann. Die 
erstbeste Möglichkeit ist ein Staats-
eingriff. 

Dieser kommt bei Professor Tirole 
auch vor. Die Medien haben dies be-
gierig aufgenommen und verschiede-
ne Beispiele erwähnt, wie mittels 

Martin Bürlimann
Gemeinderat SVP 
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MASSIVE ERHÖHUNG DER PARKPLATZGEBÜHREN

Zürcher Stadtrat betreibt Wucher!
Die vom Stadtrat verabschiedeten Vorschriften über die Park- und Parkuhrkontrollgebühren sehen unter anderem eine 
generelle Erhöhung der Parkgebühren um 50 Prozent vor.

Das ist ein Affront gegenüber der
Zürcher Wirtschaft – diese Erhö-
hung ist schlicht und einfach Wu-
cher. 

Gewerbe auf Parkplätze
angewiesen
Unzählige Läden in Zürich und Oerli-
kon, welche heute schon unter ande-
rem wegen der städtischen Verkehrs-
politik stark mit Kundenschwund zu 
kämpfen haben, sind durch diese 
vom Zürcher Stadtrat geplante massi-
ve Gebührenerhöhung in ihrer Exis-
tenz ernsthaft bedroht.

Gemäss einer vom Tiefbaudeparte-
ment der Stadt Zürich erhobenen um-
fangreichen und repräsentativen Stu-
die generiert ein oberirdischer frei 
zugänglicher Parkplatz in der Zür-
cher Innenstadt dem lokalen Gewerbe 
und den Läden einen Jahresumsatz 
von durchschnittlich 320000 Fran-
ken. Das sind Umsätze, auf welche un-
ser Gewerbe stark angewiesen ist. Mit 
dieser geplanten Gebührenerhöhung 
schickt der Stadtrat unzählige Ein-
kaufswillige in die Agglomeration, 
um ihre Einkäufe zu tätigen. Bezahl-
bare Parkplätze in der Umgebung von 
Läden und Betrieben sind für eine gut 
funktionierende Volkswirtschaft un-
abdingbar − auch in der Stadt Zürich.

Stadt darf an Parkplätzen
nicht verdienen
Gemäss dem Kostendeckungsprinzip 
darf die Stadt Zürich an einem Park-

platz nichts verdienen. Die Gebühren 
dürfen lediglich die Aufwendungen 
decken. 

Mit dieser Gebührenerhöhung 
dürfte dieses Prinzip gebrochen sein 
− einmal mehr werden demokratisch 
festgelegte Kriterien kalt umgangen 
Der erneute massive und zusätzlich 
ideologisch gefärbte Raubzug aufs 
Portemonnaie der Autofahrer und di-
rekte Angriff auf unser lokales Ge-
werbe wird die SVP bekämpfen. In 
einer Zeit, in welcher unzählige 
KMU-Betriebe ums fi nanzielle Über-
leben kämpfen, hat eine solche un-
verschämte 50-prozentige Gebühren-
erhöhung massive Folgen auf die Ar-
beitsplätze in dieser Stadt. 

Die SVP wird diese wirtschafts- 
und gewerbefeindliche Massnahme 
mit dem Referendum und allenfalls 
gar mit rechtlichen Mitteln bekämp-
fen.

Mauro Tuena
Gemeinderat

Fraktionspräsident SVP
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LESERBRIEF

Ebola und
Flüchtlingsstrom!
In diesen Sommermonaten sorgte ei-
ne Negativschlagzeile für besondere 
Besorgnis und Unsicherheit: Das Ebo-
lavirus. Noch im August waren sich 
Ärzte und Experten einig: Die Killer-
krankheit würde es mit grösster 
Wahrscheinlichkeit nicht bis nach 
Europa und erst recht nicht in die 
Schweiz schaffen. Die vergangenen 
Tage haben uns aber eines Besseren 
belehrt: Die Situation hat sich merk-
lich verschlechtert. Wie im Sonntags-
Blick vom 12. Oktober berichtet wur-
de: «Ebola steht vor der Haustüre!» 

Auch der Fall der spanischen Pfl e-
gehelferin, welche sich bei der Arbeit 
mit dem gefährlichen Virus infi ziert 
hatte, sorgt bei der gesamten europä-
ischen Bevölkerung für Unsicherheit 
und Angst. Der Virus ist eine reale 
Gefahr für Europa und für die 
Schweiz.  Prävention ist gefragt. So 
sollte gerade beim Flugverkehr prä-
ventiv gehandelt werden, wie folgen-
des Beispiel deutlich veranschau-
licht: Ein afrikanischer Flüchtling 
reiste erst nach Frankreich und da-
nach in die Schweiz. Erst an der Kon-
trolle des Schweizer Zolls teilte er 
mit, dass ein Verwandter von ihm, 
mit welchem er in Kontakt stand, an 
Ebola verstorben sei. Genannter 
Flüchtling befi ndet sich derzeit in 
Quarantäne. 

Dieses Beispiel zeigt, wie einfach 
es für den Virus ist, sich in der 
Schweiz auszubreiten und zeigt den     
Missstand in der Prävention zum 
Schutz des Volkes sehr deutlich auf. 
Wie eine Beraterin der Swiss mich 
informierte, werden derzeit am Flug-
hafen Zürich keine präventiven Kon-
trollen zum Schutz vor Ebola durch-
geführt. Wir bitten die Schweizer 
Behörden, Massnahmen zur ver-
stärkten Kontrolle der Einreisenden 
aus Afrika und besonders aus Westaf-
rika einzuleiten. Als vorbildlicher 
Vorreiter hat Grossbritannien bereits 
Ebola-Kontrollen am Flughafen ein-
geführt mit Temperatur-Messung 
und einem Scanning. 

Ebenfalls werden selbige Kontrol-
len in den Flughäfen von Amerika 
durchgeführt. Nicht nur das Flugha-
fenpersonal, sondern auch das Bo-
denpersonal am Strassenzoll sollte 
darauf geschult werden, präventiv  
gegen Ebola vorzugehen mit den ge-
nannten Kontrollen. Das Volk hat 
schliesslich die Masseneinwande-
rungsinitiative angenommen. Aller-
dings wurde diesbezüglich noch 
nicht gehandelt. Flüchtlinge kom-
men zahlreich in die Schweiz, darun-
ter auch viele afrikanische Flüchtlin-
ge. All diese Flüchtlinge können Ebo-
la oder andere Krankheiten mitbrin-
gen. Die Fehler aber sind bereits 
begangen worden. Schliesslich sind 
schon viele Flüchtlinge in die Schweiz 
gelangt und warten in den jeweiligen 
Kantonen auf Aufenthaltsbewilli-
gung. Erst sollten die Kontrolle we-
gen Krankheiten und der Entscheid 
über eine Aufenthaltsbewilligung an 
der Grenze geklärt werden und dann 
erst dürfen die Flüchtlinge ins Lan-
desinnere kommen. Schliesslich soll 
uns niemand in der europäischen 
Union nachsagen können, dass wir 
unsere Grenzen nicht ausreichend 
kontrolliert und geschützt hätten! 

Mit diesen Präventivmassnahmen 
würde man keine Panik verbreiten, 
sondern dem Volk den nötigen Schutz 
gewährleisten.

Zorica Aurora Maric, Winterthur

 Bezirk Winterthur 

Raclette-Essen
Samstag, 15. November 2014 ab 19.00 Uhr 

(Apéro) 

im Schützenhaus Pfungen 

(Dorfausgang Richtung Rumstal, rechte Strassenseite) 

Unser beliebtes und schon zur Tradition gewordenes 

Raclette-Essen findet auch in diesem Jahr im Schützenhaus 

Pfungen statt.

Markus Heiniger aus Neftenbach wird uns wieder mit einem 

exzellenten Raclette verwöhnen, und das legendäre 

Dessertbüfett darf ebenfalls nicht fehlen. Ehrengast 

Nationalrat Max Binder. 

Wir freuen uns auf Ihren Besuch!

Kosten: CHF 30.00 (Getränke nicht inbegriffen) 

inkl. Apéro und Dessertbüfett  

Anmeldeschluss: 8. November 2014

-------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Anmeldung Raclette-Essen, Samstag, 15. November 2014 

Name, Vorname: …………………………………………………………………. 

Adresse: …………………………………………………………………….…………  Anzahl Personen: ……. 

Anmeldung an: Cornélia Amacker, Ebnistrasse 2, 8413 Neftenbach  052 315 23 02     

E-Mail: cornelia.amacker@bluewin.ch 
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Staatseingriff ein fehlerhafter Markt 
korrigiert werden könne. 

Nicht nur Staatseingriffe
Die Medien haben jedoch in der bis-
herigen Berichterstattung weggelas-
sen, dass ein Staatseingriffe keines-
wegs die vorherrschende Massnahme 
sein muss, wenn Märkte überborden. 
Noch in den Achtzigerjahren herrsch-
te die Meinung vor, dass das wirk-
samste Mittel gegen Monopole und 
ihre überhöhten Preise eine Preis-
Obergrenze sei, welche der Staat mit-
tels Verordnung diktieren soll. Jean 
Tirole hat nun gezeigt, dass die Staats-
eingriffe oft mehr schaden als nüt-
zen. Preiskontrollen haben Neben-
wirkungen: Das aktuelle Beispiel sind 
die gesetzlich gedeckelten Mietprei-
se. Dadurch sind jene im Vorteil, die 
eine verbilligte Wohnung ergattert 
haben, aber alle andern sind benach-
teiligt. Auch sinken als unerwünsch-
ter Nebeneffekt mittelfristig die In-
vestitionen in den Wohnungsbau.  

Funktionsfähige Märkte
Die Haupterkenntnis des neuen No-
belpreisträgers ist, dass es für jeden 
Teilmarkt eigene Gesetzmässigkeiten 
und Besonderheiten gibt. Was für ei-
ne Branche sinnvoll ist, kann für eine 
andere Branche schädlich sein. Es 
geht in erster Linie darum, dafür zu 
sorgen, dass die Märkte funktionie-
ren. Das bedeutet aber eben nicht, 
dass der Staat in den Markt eingrei-
fen soll, sondern eher im Gegenteil: 
Der Staat soll dafür sorgen, dass An-
gebot und Nachfrage effi zient zuein-
ander fi nden. Dazu gehört beispiels-
weise die Eigentumsordnung: Privat-
eigentum und Schutz des Individu-
ums sind zentrale Voraussetzungen. 
Dies ist auch ein Hauptmerkmal der 
volkswirtschaftlichen Position der 
SVP. Märkte führen durch die selbst-
regulierenden Kräfte von Angebot 
und Nachfrage bei freier Preisgestal-
tung zu einem effi zienten Ergebnis. 
Der Staat soll sich vor Eingriffen mög-
lichst hüten; er soll vielmehr sinnvol-
le Rahmenbedingungen setzen, pri-
vates Eigentum defi nieren und schüt-
zen und die Marktteilnehmer ihre 
Kreativität ausleben lassen. Bei nähe-
rer Betrachtung ist der Nobelpreis al-
so nicht im Sinne der Gewerkschaf-
ten und der Verwaltung, die nur zu 
gerne den andern diktieren, was sie 
zu tun und zu lassen haben. Der Preis 
geht vielmehr an die Vertreter des 
freien Marktes. Es ist ein Nobelpreis, 
der das wirtschaftliche Verständnis 
der SVP stark unterstützt. 


